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ter einer obersten Bundes- oder Landesbehörde oder
einer Gebietskörperschaft ist,

2. Mitglied eines Organs, Bediensteter, ständiger freier
Mitarbeiter einer öffentlichrechtlichen Rundfunkan-
stalt ist,

3. Rundfunkveranstalter oder Betreiber einer Kabelanlage
oder einer anderen technischen Übertragungseinrich-
tung ist, zu ihnen in einem Dienst- oder Arbeitsverhält-
nis steht, von ihnen auf sonstige Weise wirtschaftlich
abhängig oder an ihnen mehrheitlich beteiligt ist,

4. wirtschaftliche oder sonstige Interessen hat, welche die
Erfüllung der Aufgaben als Mitglied des Medienrates
gefährden.

Gruppen, Organisationen oder Vereinigungen mit Sitz
in Hamburg, die den Anspruch erheben, „gesellschaftlich
relevant“ zu sein, wird hiermit gemäß § 42 Medienstaatsver-
trag HSH Gelegenheit gegeben, Vorschläge für die Nach-
wahl eines zweiten Ersatzmitglieds für den Medienrat bis
spätestens zum 15. November 2011 bei der Präsidentin der
Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Rat-
haus, Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg, einzureichen. Es
wird darauf hingewiesen, dass bei einer Überschreitung der
Frist keine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand stattfin-
det.

Des Weiteren darf jede Gruppe, Organisation oder Verei-
nigung je Bundesland nur jeweils mit einer Person im
Medienrat vertreten sein (§ 42 Absatz 6 Medienstaatsvertrag
HSH). Vorschläge von Gruppen, Organisationen oder Verei-
nigungen mit Sitz in Hamburg, die bereits durch ein von
der Hamburgischen Bürgerschaft gewähltes Mitglied ver-
treten sind, können daher keine Berücksichtigung finden.

Jeder Vorschlag muss eine Frau und einen Mann benen-
nen. Diese Anforderung entfällt nur dann, wenn der jewei-
ligen Gruppe, Organisation oder Vereinigung auf Grund
ihrer Zusammensetzung die Benennung einer Frau oder
eines Mannes regelmäßig oder im Einzelfall nicht möglich
ist. Dies ist im Vorschlag schriftlich zu begründen (§ 42
Absatz 2 Medienstaatsvertrag HSH). 

In dem Vorschlag ist ferner darzulegen, dass die Vorge-
schlagenen die nach § 41 Absatz 1 erforderliche Eignung
haben und keine Unvereinbarkeit nach § 43 Medienstaats-
vertrag HSH besteht.

Hamburg, den 9. September 2011

Die Präsidentin der Bürgerschaft
Amtl. Anz. S. 2045

Erteilung der staatlichen Genehmigung
für die Joseph-Carlebach-Schule
als Ersatzschule (Stadtteilschule) 

Der Jüdischen Gemeinde in Hamburg – Körperschaft
des öffentlichen Rechts – ist als Schulträgerin gemäß § 6 des
Hamburgischen Gesetzes über Schulen in freier Träger-
schaft (HmbSfTG) auf ihren Antrag vom 21. Januar 2011
hin die staatliche Genehmigung zur Errichtung einer Stadt-
teilschule als Ersatzschule mit dem Namen „Joseph-Carle-
bach-Schule“ mit Wirkung zum 12. August 2011 erteilt wor-
den.

Hamburg, den 6. September 2011

Die Behörde für Schule und Berufsbildung
Amtl. Anz. S. 2046

Bekanntgabe des Ergebnisses
einer allgemeinen Vorprüfung eines
Einzelfalles zur Feststellung, ob eine

Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht 
Die Hamburger Hafenbahn hat bei der Behörde für

Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Zentralverwaltung,
Planfeststellungsbehörde, die förmliche Zulassung für das
Bauvorhaben „Lückenschluss zweites Gleis Norderschlie-
ßung Altenwerder Ost“ beantragt.

Dieses Vorhaben stellt eine Baumaßnahme nach Num-
mer 14.7 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) dar. Nach der allgemeinen Vor-
prüfung des Einzelfalles gemäß § 3 c des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wird von der
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für
dieses Vorhaben abgesehen. Es kann nach Einschätzung der
Planfeststellungsbehörde auf Grund überschlägiger Prüfung
unter Berücksichtigung der gesetzlichen Kriterien keine
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die
nach § 12 UVPG bei der Entscheidung über die Zulassung
zu berücksichtigen wären.

Hamburg, den 5. September 2011

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation
als Planfeststellungsbehörde

Amtl. Anz. S. 2046

Öffentliche Zustellung
Der Aufenthalt der Frau Joyce Brinkmann, geboren am 

19. November 1978, zuletzt wohnhaft Jan-Valkenburg-
Straße 5, 20355 Hamburg, ist unbekannt.

Beim Bezirksamt Hamburg-Mitte, Klosterwall 8, Erd-
geschoss, 20095 Hamburg, wird am 22. September 2011 zur
öffentlichen Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 2354), zuletzt
geändert am 11. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2418), eine
Benachrichtigung ausgehängt, dass für die Genannte ein
Bescheid nach dem Bundeselterngeldgesetz im Fachamt
Jugend- und Familienhilfe, Kurt-Schumacher-Allee 4, Zim-
mer 148, 20097 Hamburg, montags und donnerstags zwi-
schen 8.30 Uhr und 12.30 Uhr zur Abholung bereitliegt.

Die Zustellung gilt nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes am 6. Oktober 2011 als bewirkt.

Hamburg, den 25. August 2011

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 2046

Mitteilung des Vorstandes
der Hanseatischen Rechtsanwaltskammer

Der Vorstand der Hanseatischen Rechtsanwaltskammer
hat in seiner Sitzung vom 7. September 2011 beschlossen:

Die öffentliche Zustellung gemäß § 10 Verwaltungszu-
stellungsgesetz (VwZG) erfolgt durch Bekanntmachung der
Benachrichtigung über die öffentliche Zustellung eines
Bescheides auf der Internetseite der Hanseatischen Rechts-
anwaltskammer (www.rak-hamburg.de).

Diese Mitteilung ist die Bestimmung des Bekanntgabe-
ortes gemäß § 10 Abs. 2 VwZG.

Hamburg, den 10. September 2011

Hanseatische Rechtsanwaltskammer
Kury, Präsident Amtl. Anz. S. 2046


